Deutsdher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Druchsadie 1667 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Werber und Genossen 


betr. Unterhalt für unehelich geborene Kinder 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß 

1. der Mindestunterhaltssatz für außerehelich geborene Kinder, 
deren Mütter in den einfachsten Verhältnissen leben, (§1708 
BGB) in der Bundesrepublik zwischen 45 bis 75 DM monatlich 
schwankt, 

2. die Amts- und Landgerichte in streitigen Verfahren bei der 
Festsetzung der Geldrenten für uneheliche Kinder, deren 
Zahl ungefähr 600000 in der Bundesrepublik beträgt, die 
hierbei zu berücksichtigenden Faktoren, wie Stand der Kindes- 
mutter und ihrer Eltern, ihren Beruf und ihr Einkommen, den 
Aufenthaltsort und das Alter des Kindes sehr verschieden 
bewerten und daher auch zu sehr verschiedenen Urteilen über 
die Höhe der Unterhaltsrenten gelangen, 

3. die Amts- und Landgerichte in der Bundesrepublik auch bei 
der Gewährung des Armenrechts für Klagen auf Erhöhung 
der Unterhaltsrenten sehr verschiedene Maßstäbe anlegen, 
indem einige Richter sich nur nach der Veränderung des Preis- 
indexes richten, während andere Richter auch die Erhöhung 
der Löhne und Gehälter und des gesamten Lebensstandards 
der Bevölkerung mitbewerten, 

4. es deshalb vorkommt, daß uneheliche Kinder in den gleichen 
Lebensverhältnissen und an demselben Ort verschiedene 
Unterhaltsrenten von den Gerichten zugesprochen be- 
kommen, nur weil sie nach dem Anfangsbuchstaben ihres 
Familiennamens zu verschiedenen Richtern oder einer ande- 
ren Kammer gehören, 

5. es deshalb vorkommt, daß eine ledige Mutter bereits ab 
Anfang des Jahres 1958 monatlich 60 DM anstatt bisher 45 DM, 
also 15 DM mehr Unterhalt für ihr uneheliches Kind erhält, 
als eine andere Mutter, die im gleichen Ort und vielleicht 
sogar im gleichen Hause wohnt, nur weil der Kindesvater 
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(der Beklagte) seinen Wohnsitz im Bezirk eines Gerichtes 
hat, das die Voraussetzungen des § 323 ZPO — wesentliche 
Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse seit dem 
letzten Urteil — nidit bejaht, 

6. einige Gerichte den außerehelich geborenen Kindern bereits 
bei einer Unterhaltsklage, die in den ersten Lebensjahren 
durchgeführt wird, eine Berufsausbildungsbeihilfe zu Lasten 
des Erzeugers zuerkennen, während andere Gerichte solche 
Anträge leider ablehnen? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung hierzu ein? 


Bonn, den 9. März 1960 
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